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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 306/07 B 
 
L 6 KN 45/01 U (Sächsisches LSG) 
S 4 U 47/98 (SG Chemnitz) 
 
 
 
 
................................................ , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   .......................................................... 

 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Metall Nord Süd, 
Seligmannallee 4, 30173 Hannover, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. März 2008 durch den 

den Richter   M ü t z e   als Vorsitzenden sowie die Richter   K r u s c h i n s k y 

und   Dr.  B e c k e r  

beschlossen:  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Sächsischen Landessozialgerichts vom 17. September 2007 wird als unzulässig ver- 

worfen.  

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete, ausdrücklich auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung ge-

stützte Beschwerde ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in 

§ 160 Abs 2 und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese 

Vorschriften, dass der Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen 

Verfahrens, 4. Aufl 2005, IX, RdNr 177 und 179 mwN). Daran mangelt es hier.  

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn die Sache grundsätzliche Be-

deutung hat. In der Beschwerdebegründung muss nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG diese grund-

sätzliche Bedeutung der Rechtssache aufgezeigt werden. Hierzu ist zunächst darzulegen, wel-

cher bestimmten abstrakten Rechtsfrage grundsätzliche Bedeutung beigemessen wird (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 11). Denn die Zulassung der Revision erfolgt zur Klärung grundsätzlicher 

Rechtsfragen und nicht zur weiteren Entscheidung des Rechtsstreits. Die abstrakte 

Rechtsfrage ist klar zu formulieren, um an ihr die weiteren Voraussetzungen für die begehrte 

Revisionszulassung nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG prüfen zu können (Krasney/Udsching, aaO, 

IX, RdNr 181). Dazu ist erforderlich, dass ausgeführt wird, ob die Klärung dieser Rechtsfrage 

grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat. Die Rechtsfrage darf sich 

nicht auf den Einzelfall in dem Sinne beschränken, ob das LSG nach unrichtigen rechtlichen 

Maßstäben entschieden habe (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7; Krasney/Udsching, aaO, IX, 

RdNr 58). Weiter hat der Beschwerdeführer darzulegen, dass die Rechtsfrage klärungs-

bedürftig, also zweifelhaft, und klärungsfähig, mithin rechtserheblich ist, sodass hierzu eine 

Entscheidung des Revisionsgerichts zu erwarten ist (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 1; BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 16). Zur Klärungsfähigkeit gehört auch, dass die Rechtsfrage in einem nach 

erfolgter Zulassung durchgeführten Revisionsverfahren entscheidungserheblich ist (BSG 

Beschluss vom 11. September 1998 - B 2 U 188/98 B -).  

 

Der Kläger hält die Frage für eine klärungsbedürftige und klärungsfähige Rechtsfrage von 

grundsätzlicher Bedeutung, ob "die vom Sächsischen Landessozialgericht vorgenommene 

zeitliche Wichtung der versicherten Tätigkeit (Exposition) zur unversicherten Exposition (zu 

Hause, im Freien) des Klägers, welche sich wie 1/3 zu 2/3 verhält bzw. 50 zu 50 in Bezug 

darauf, dass auch 2/3 bzw. 50 der Verursachungswahrscheinlichkeit von ca. 59,6 % auf diese 

Expositionskomponente entfällt und damit ein Entschädigungsanspruch nicht besteht zulässig 

ist, wenn die Berechnungen nach einer rückgerechneten unterstellten Exposition nach dem 

ZSE-Modell von Jacobi bei Uranbergarbeitern oder auf der Grundlage von Studien an 

Bevölkerungsgruppen mit häuslicher Radonexposition erfolgte?"  
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Damit hat der Kläger indes den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung nicht 

schlüssig dargelegt. Es handelt sich bereits nicht um eine Rechtsfrage, weil sie nicht allein mit 

den Methoden der Rechtswissenschaft zur Auslegung von Rechtsnormen beantwortet werden 

kann. Vielmehr zielt die Frage auch auf die Richtigkeit tatsächlicher Umstände und gibt sie 

teilweise vor. Zudem wird im Kern nach der zutreffenden Anwendung der Kausalitätsnorm der 

gesetzlichen Unfallversicherung im Einzelfall gefragt. Eine auf den Einzelfall - "des Klägers" - 

bezogene Frage kann indes nicht zur Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher 

Bedeutung führen.  

 

Sofern der Kläger im Übrigen beanstandet, dass das LSG seine Pflicht zur persönlichen Befra-

gung des Sachverständigen C            nicht erfüllt habe, weil es Zweifel hinsichtlich der Berech-

nung der Verursachungswahrscheinlichkeit gehabt habe, rügt er nicht die Verletzung des § 118 

des SGG iVm § 411 der Zivilprozessordnung, nämlich seines Rechts auf ergänzende 

Befragung des Sachverständigen, sondern allein eine Verletzung des § 103 SGG. Insoweit 

mangelt es indes an der Bezugnahme auf einen berücksichtigungsfähigen entsprechenden 

Beweisantrag, denn nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann die Nichtzulassungsbeschwerde 

wegen Verfahrensmangels auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er 

sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht 

gefolgt ist. Die vom Kläger schließlich behauptete fehlerhafte Beweiswürdigung kann 

grundsätzlich nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nicht als Verfahrensmangel gerügt werden.  

 

Die Beschwerde ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm § 169 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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